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	Arbeitsablaufbeschreibung zur Bescheidprüfung in der Einkommensteuer


1. Schematische Darstellung

Prüfung der ordnungsgemäßen Bekanntgabe des Einkommensteuerbescheids

· Zustellvollmacht beachten

· Adressierung/Übermittlung

· Form/Inhalt und Bestimmtheit (i.S.v. § 119 AO)

	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	ordnungsgemäße Bekanntgabe
	fehlerhafte Bekanntgabe

	
	
	– Prüfung der Nichtigkeit gem. § 125 AO

	
	
	– Prüfung der Heilung gem. § 126 AO

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	Bescheid nicht nichtig
	Bescheid nichtig

	
	
	· Heilung möglich
	· unwirksam

	
	
	
	
	

	
	
	
	

	
	


Materielle Prüfung des Einkommensteuerbescheids

· punktuelle Überprüfung der Steuerberechnung

· Untersuchung auf Abweichungen
	
	

	
	
	
	

	Bescheid ohne Abweichungen
	Bescheid mit Abweichungen

	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	Abweichungen wird zugestimmt
	Abweichungen wird nicht zugestimmt

	· Daten im EDV-System werden geändert
	· Infoschreiben an Mandant

	· Infoschreiben an Mandant
	
	

	
	
	

	
	

	Berechnung der Rechtsbehelfsfrist

· Fristbeginn: § 108 Abs. 1 AO i.V.m. §§ 187–193 BGB

· Fristende: § 108 Abs. 1 AO + § 108 Abs. 2–5 AO i.V.m. §§ 188–193 BGB
· Fristdauer gem. § 355 Abs. 1 AO 

	
	

	
	

	
	
	
	
	
	

	außerhalb der Rechtsbehelfsfrist

· Prüfung „Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand“ (§ 110 AO)

· Prüfung „Heilung von Verfahrens- und Formfehlern“ (§ 126 Abs. 3 AO)

· Prüfung oben genannter Rechtsbehelfe


negativ                 positiv

        (–)                        (+)
	innerhalb der Rechtsbehelfsfrist

· Antrag auf Aufhebung und Änderung von Steuerbescheiden gem. § 172 Abs. 1 Nr. 2a AO

· Einspruch gem. § 347 AO

· Bei Einspruch – Folgen beachten: Antrag auf Aussetzung der Vollziehung nach § 361 AO und bis zur Entscheidung über den Antrag auf Aussetzung der Vollziehung technische Stundung nach § 222 AO beantragen.
	Steuerfestsetzung nach      § 164/§ 165 AO

· Soweit der Bescheid unter Vorbehalt der Nachprüfung nach § 164 fällt oder vorläufig nach § 165 AO ist, ist eine Änderung zugunsten oder zuungunsten des Steuerpflichtigen bis zum Eintritt der Festsetzungsverjährung jederzeit möglich (§§ 169 ff. AO – vier Jahre).

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	

	Frist versäumt
· Änderung des Bescheids nur noch über Korrekturvorschriften möglich:

· offenbare Unrichtigkeit beim Erlass eines Verwaltungsakts gem. § 129 AO

· Aufhebung und Änderung von Steuerbescheiden gem. §§ 172 ff. AO
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	· Der Einspruch wird von der Finanzbe​hörde als unzuläs​sig verworfen.
	· Der Einspruch war in vollem Umfang begründet.
· Es ergeht ein Abhilfebescheid durch die Finanz-behörde.
	· Der Einspruch war nur teilweise be​gründet.
· Die Steuer wird auf den zutreffenden Betrag geändert und festgesetzt.
· „Im Übrigen wird der Einspruch zurückgewiesen.“

(Fehlt dieser Satz, 
ist über den Ein​spruch noch nicht vollständig ent​schieden worden!)
	· Es ergeht eine Einspruchsent​scheidung.
· Der Einspruch wird als unbegründet zurückgewiesen.
· Vergleich § 367 Abs. 1 AO und § 366 AO

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	

	
	
	
	

	Klage
· Gegen die Einspruchsentscheidung ist die Klage gem. § 40 FGO (Anfechtungs- und Verpflichtungsklage) vor dem zuständigen Finanzgericht möglich.
· Zu beachten sind u.a. die folgenden Punkte (keine abschließende Aufzählung):
· Antrag auf Aussetzung der Vollziehung gem. § 69 FGO

· Frist zur Erhebung der Anfechtungsklage gem. § 47 FGO
	keine Klage
· Klagt der Steuerpflichtige nicht, wird der Steuerbescheid bestandskräftig.


	
	
	

	
	
	

	
	Änderung des Bescheids nur noch über die Korrekturvorschriften der Abgabenordnung:
offenbare Unrichtigkeit beim Erlass eines Verwaltungsakts gem. § 129 AO,
Aufhebung und Änderung von Steuerbescheiden gem. § 172 ff. AO


2. Die Überprüfung von Änderungsbescheiden

Beispiel
Dem Finanzamt sind, z.B. aufgrund einer Lohnsteuer-Außenprüfung beim Arbeitgeber, Beweis​mittel/neue Tatsachen, welche sich steuererhöhend beim Arbeitnehmer auswirken, bekanntge​worden und es erlässt daraufhin einen geänderten Steuerbescheid (Änderungsbescheid) gegen den Arbeitnehmer. – Gegen die Verwertung der Tatsachen aus der Außenprüfung bestehen keine rechtlichen Bedenken.

Die Überprüfung des Änderungsbescheids erfolgt analog der Prüfung von „normalen“ Steuer​bescheiden.

–
formelle Überprüfung

–
materielle Überprüfung

Bei der materiellen Prüfung der Änderungsbescheide, welche aufgrund der Korrekturvorschriften der §§ 175–176 AO ergangen sind, besteht die Möglichkeit der Mitberücksich​tigung von materiellen Rechtsfehlern des Erstbescheids.

In § 177 Abs. 3 AO werden materielle Fehler als „alle Fehler einschließlich offenbarer Unrichtig​keiten im Sinne des § 129, die zur Festsetzung einer Steuer führen, die von der kraft Gesetzes entstandenen Steuer abweicht“ beschrieben.

Der § 177 AO stellt keine eigene Korrekturvorschrift dar, d.h., eine Korrektur eines materiellen Fehlers ist nicht selbständig für sich allein möglich.

Voraussetzung für die Änderung von solchen Fehlern ist das Vorhandensein von mindestens einer Korrekturvorschrift der Abgabenordnung, wobei der materielle Fehler nicht Anlass der Aufhebung oder Änderung gewesen sein darf.

Eine Korrekturmöglichkeit besteht damit nur, soweit „die Änderung reicht“, d.h., eine Mitberück​sichtigung des materiellen Fehlers darf nur innerhalb der Ober- und Untergrenzen (Änderungs​rahmen), welche durch die Korrekturvorschriften zugunsten und zuungunsten bestimmt werden, erfolgen.

Vorgehensweise:

1.
Ermittlung der Obergrenze: 
=  Summe aller selbständigen Korrekturvorschriften zuungunsten des Steuerpflichtigen

2.
Ermittlung der Untergrenze:


=  Summe aller selbständigen Korrekturvorschriften zugunsten des Steuerpflichtigen

· strenges Saldierungsverbot
3.
Ermittlung der materiell richtigen Steuer:

Eine Mitberücksichtigung von materiellen Fehlern ist nur innerhalb des ermittelten Änderungsrah​mens möglich, in dem der materielle Fehler mit der „gegenläufigen“ Korrekturvorschrift aufgerech​net wird. Liegen mehrere materielle Rechtsfehler gleichzeitig vor, so sind diese zunächst vorher zu saldieren.

· Saldierungsgebot

3. Bescheidprüfung in der Einkommensteuer

(optimierte und prozessorientierte Arbeitsablaufbeschreibung)

	Arbeitsunterlagen
	–
Mandantenakte

–
EDV

–
Steuerbescheid vom Finanzamt

–
Steuergesetze und Richtlinien

–
Posteingangs- und -ausgangsbuch

–
Fristenkontrollsystem (Buch oder EDV)


Vorarbeiten

–
Finanzamtspost öffnen und den Bescheid mit einem Posteingangsstempel versehen.
–
Bescheid im Posteingangsbuch erfassen (Datum – Absender – kurze Angabe zur Sendung – evtl. Weiterleitung an ... vermerken).
–
Bescheiddatum mit Poststempel vergleichen, bei Abweichung von mehr als drei Tagen Um​schlag an Bescheid heften (als Beweis bei Widerlegung der Bekanntgabevermutung gem. § 122 AO dienlich).
–
Anhand des kanzleiinternen Suchsystems (z.B. nach Namen, Steuernummer, Aktenzeichen) den Mandanten im EDV-System aufrufen.
–
Prüfung, ob der aufgerufene Mandant im EDV-System mit den Daten des Steuerpflichtigen lt. Steuerbescheid identisch ist (Steuernummer, vollständiger Name und Anschrift, Kontonummer)

–
Ist der Mandant im Datenbestand und im Archiv nicht auffindbar oder nicht identisch, wird der Bescheid mit einer erläuternden Kurzmitteilung an den Steuerpflichtigen gesandt und im Postausgangsbuch vermerkt (Datum – Empfänger – kurze Angabe zur Sendung – Vermerk).
· Eine Kurzmitteilung an den Mandanten sollte, soweit die Steuererklärung nicht von der Kanz​lei erstellt wurde, folgende Hinweise enthalten:

· Prüfung des Bescheids nicht möglich, da nicht von der Kanzlei erstellt.
· Soweit Vollmacht bestanden hat, erfolgt Aufforderung zur Kündigung der Vollmacht.
–
Wurde der Mandant im Datenbestand ermittelt, erfolgt nun die Bescheidprüfung.
Bescheidprüfung

–
Die vorliegenden Mandantendaten werden zur Prüfung des Bescheids mitverwendet.
–
Überprüfung der ordnungsgemäßen Bekanntgabe des Bescheids gem. §§ 119 ff. i.V.m. 
§ 157 AO:

· Überprüfung der Adressierung und Übermittlung des Steuerbescheids (Wurde die Zustellungs​vollmacht beachtet?)

· Formvorschriften eingehalten

· erlassende Behörde erkennbar

· festzusetzende Steuern ordnungsgemäß mit Art und Betrag bezeichnet

· notwendige Rechtsbehelfsbelehrung im Bescheid enthalten

· zulässige Nebenbestimmungen i.S.v. § 120 AO im Bescheid enthalten

· Liegen Form- und/oder Verfahrensfehler vor, führt dies nicht automatisch zur Nichtigkeit des Bescheids.
· Prüfung der Nichtigkeit gem. § 125 AO bzw. der Möglichkeit nach § 126 AO

· Soweit der Steuerbescheid ordnungsgemäß bekanntgegeben ist, erfolgt die maschinelle Über​prüfung des Bescheids.
–
Einkommensteuerprogramm für den jeweiligen VZ starten

–
Aufruf der Steuerberechnung für den Mandanten

–
Bescheid ist auf Vorbehalts- bzw. Vorläufigkeitsvermerke zu überprüfen (§ 164/§ 165 AO)
–
sorgfältiger Vergleich jeder Position des Bescheids mit den ermittelten Werten lt. Berechnung

–
Abweichungen (auch kleinere) werden sofort markiert bzw. notiert und auf ihren rechtlichen Standpunkt und ihre Zulässigkeit überprüft.
·    Ergebnis der Bescheidprüfung:

	Es werden keine Abweichungen festgestellt:


·    Der Bescheid stimmt mit dem Antrag vollständig überein.
–
Der Bescheid ist mit dem Prüfungsvermerk des Bearbeiters zu versehen (Datum, Kürzel).
–
Mandantenanschreiben durch Auswahl des gewünschten Standardbriefs:

– „Musterbrief an Mandant ESt-Bescheid“
erstellen und kopieren

–
Original des Anschreibens mit Original des Steuerbescheids an Mandant schicken und im Postausgangsbuch vermerken (Datum, Empfänger, kurze Angabe zur Sendung)

–
Anschreiben und Steuerbescheid einscannen und in elektronischer Mandantenakte (z.B. DATEV​-Dokumentenablage/DMS) ablegen

     (siehe: Beschreibung zur Aktenablage)

	Es werden Abweichungen festgestellt:


–
Die Abweichungen werden anhand der Einzelberechnungen im EDV-System und den Mandanten​unterlagen auf die Rechtslage des Sachverhalts (mit Hilfe der Steuergesetze und Richtlinien) gesondert überprüft.
·    Der Rechtsauffassung des Finanzamts wird stattgegeben.
–
Die akzeptierten Abweichungen vom Antrag werden entsprechend in der EDV-Berechnung geändert und abgespeichert.
–
Der Bescheid ist mit dem Prüfungsvermerk des Bearbeiters zu versehen (Datum, Kürzel).
–
Erstellung des Mandantenanschreibens mit kurzer Erläuterung zu den Abweichungen vom An​trag und den sich daraus ergebenden steuerlichen Auswirkungen durch Auswahl des ge​wünschten Standardbriefs:

– „Musterbrief Mandant ESt-Bescheid mit Abweichungen“
–
Ausdruck des Mandantenanschreibens

–
Original des Anschreibens mit Kopie des Steuerbescheids an Mandant schicken und im Postausgangsbuch vermerken (Datum, Empfänger, kurze Angabe zur Sendung)

–
Anschreiben und Steuerbescheid einscannen und in elektronischer Mandantenakte (z.B. DATEV-Dokumentenablage/DMS) ablegen
(siehe: Beschreibung zur Aktenablage)

·    Der Rechtsauffassung des Finanzamts wird nicht stattgegeben.
Um eine Änderung des Steuerbescheids zu erlangen, ist form- und fristgerecht ein ordentli​cher/außerordentlicher Rechtsbehelf bei der zuständigen Behörde (§ 367 Abs. 1 i.V.m. §§ 16 ff. AO) einzulegen. Mit der Rechtsbehelfseinlegung wird das außergerichtliche Vorverfahren eröffnet.

1. 
Ermittlung der Rechtbehelfsfrist:


1.1 Beginn der Rechtsbehelfsfrist (§ 108 Abs. 1 i.V.m. § 122 AO und §§ 187–193 BGB)


1.2 Dauer der Rechtsbehelfsfrist (§ 355 Abs. 1 AO)


1.3 Ende der Rechtsbehelfsfrist (§ 108 Abs. 1 AO sowie § 108 Abs. 2–5 AO i.V.m. §§ 188–
                 193 BGB)

2. 
Auswahl des geeigneten Rechtsbehelfs – innerhalb der Rechtsbehelfsfrist (§ 355 AO)

   
stehen folgende Rechtsmittel zur Verfügung:


Auf die Möglichkeiten der Änderung von Steuerbescheiden außerhalb der 

Rechtsbehelfsfrist wird an dieser Stelle verzichtet.
· Antrag auf schlichte Änderung gem. § 172 Abs. 1 Nr. 2a AO

· bietet bei Zustimmung der Finanzverwaltung die Möglichkeit (ohne Einspruch), den Be​scheid punktuell zugunsten des Mandanten zu ändern

· Vorteil: keine Gesamtaufrollung des Falls

· Da der Antrag nicht der Schriftform bedarf, ist bei telefonischer Antragstellung ein Ge​sprächsprotokoll anzufertigen und in der Mandantenakte abzulegen.
· siehe: „Musterbrief an FA Antrag auf Änderung § 172 AO“

· Einspruch gem. § 347 i.V.m. § 357 AO
· Der Einspruch ist bei der zuständigen Behörde schriftlich einzulegen oder zur Nieder​schrift zu erklären. Siehe „Musterbrief an FA Einspruch“.
· Er soll den angefochtenen Verwaltungsakt genau bezeichnen und die Tatsachen, die Be​gründung und die Beweismittel enthalten.

· Vorteil: Im Rahmen des Rechtsbehelfsverfahrens erfolgt eine Gesamtaufrollung des Falls, d.h., der Fall wird noch einmal komplett überprüft.

· Nachteil: Verböserung ist nach Androhung durch die Finanzverwaltung und Verzicht auf Rücknahme des Einspruchs möglich.

· Der Einspruch ist der zuständigen Behörde im Original zuzusenden und im Postausgangs​buch zu vermerken.

· Der Einspruch ist entsprechend für die Mandantenakte zu dokumentieren (Kopie für Man​dantenakte).

–
Soweit es der Sachverhalt erfordert (z.B. überhöhte Steuernachzahlung), wird mit der Rechtsbe​helfseinlegung gleichzeitig ein „Antrag auf Aussetzung der Vollziehung“ gem. § 361 AO gestellt. Bis zur Entscheidung über den Antrag auf Aussetzung der Vollziehung wird ein Antrag auf „Technische Stundung“ gem. § 222 AO gestellt.

–
Durch diese Anträge kann die geschuldete Steuer bis zur endgültigen Entscheidung
über den Rechtsbehelf ausgesetzt werden.

–
Der Bescheid ist mit dem Prüfungsvermerk des Bearbeiters zu versehen (Datum, Kürzel).
–
Mandantenanschreiben mit Erläuterungen zu den Abweichungen und dem daraus folgenden geänderten Steuerergebnis sowie dem Stand des Einspruchs durch Auswahl des ge​wünschten Standardbriefs, z.B.

– „Musterbrief an Mandant Einspruchsentscheidung“

– „Musterbrief an Mandant Stand Einspruchverfahren“

erstellen, ausdrucken und für Mandantenakte kopieren

–
Original des Anschreibens mit dem Original des Steuerbescheids an Mandant schicken und im Postausgangsbuch vermerken (Datum, Empfänger, kurze Angabe zur Sendung)

–
Anschreiben und Steuerbescheid einscannen und in elektronischer Mandanten​akte (Dokumentenorganisation) ablegen (siehe: Beschreibung zur Aktenablage)

Die formelle und materielle Prüfung des Steuerbescheids ist damit abgeschlossen.

Soweit ein Rechtsbehelf eingelegt wurde, ist sicherzustellen (Wiedervorlagetermin erfassen), dass der Rechtsbehelf durch die zuständige Behörde in angemessener Zeit bearbeitet und das Ergebnis dem Mandanten bzw. Berater mitgeteilt wird.
Nachfolgend wird nun einmal kurz dargestellt, mit welchen Entscheidungsmöglichkeiten bzgl. des Rechtsbehelfs durch die Finanzverwaltung zu rechnen ist.
· Der Einspruch wird von der Finanzbehörde als unzulässig verworfen.
· Dem Einspruch wurde nur teilweise stattgegeben, d.h., der Einspruch war teilweise begrün​det und die Steuer wird auf den zutreffenden Betrag (zugunsten des Mandanten) festgesetzt.
„Im Übrigen wird der Einspruch zurückgewiesen.“ – (Fehlt dieser Satz, ist über den Ein​spruch noch nicht vollständig entschieden!)

· Der Einspruch war in vollem Umfang begründet und es ergeht ein Abhilfebescheid, d.h., die Finanzverwaltung hat sich der Rechtsauffassung des Mandanten bzw. Beraters angeschlos​sen.
· Es ergeht eine ablehnende Einspruchsentscheidung, d.h., der Einspruch wird als unbegrün​det zurückgewiesen (Vergleich § 367 Abs. 1 AO und § 366 AO).
Achtung: 
Soweit eine Verböserung durch die Finanzverwaltung angedroht wird, 
besteht die Möglichkeit, den Rechtsbehelf zurückzunehmen, vgl. § 362 AO.

Sonderfall des § 362 Abs. 1a AO – Teilrücknahme – beachten!

–
Der Abhilfebescheid, die Einspruchsentscheidung oder das Schreiben des Finanzamts zum eingelegten Einspruch sind mit dem Prüfungsvermerk des Bearbeiters zu versehen (Datum, Kürzel).
–
Mandantenanschreiben mit Erläuterungen zu den Abweichungen und dem daraus folgenden geänderten Steuerergebnis sowie dem Hinweis bei Einspruchsentscheidung auf die Mög​lichkeit des gerichtlichen Klageverfahrens vor dem zuständigen Finanzgericht durch Auswahl des gewünschten Standardbriefs, z.B.

– 
„Information an Mandant zur Einkommensteuererstattung“

– 
„Information an Mandant zur Einkommensteuernachzahlung“

erstellen, ausdrucken und 

–
Original des Anschreibens mit Kopie des Abhilfebescheids an Mandant schicken und im Postausgangsbuch vermerken (Datum – Empfänger – kurze Angabe zur Sendung)

–
Anschreiben und Steuerbescheid einscannen und in elektronischer Mandanten​akte (Doku​mentenorganisation) ablegen (siehe: Beschreibung zur Aktenablage)

Hinweis
Soweit das außergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren ganz oder teilweise erfolglos geblieben ist, besteht die Möglichkeit des gerichtlichen Klageverfahrens vor dem zuständigen Finanzge​richt (vgl. §§ 40 ff. FGO). Auf die besonderen Zulassungsvoraussetzungen der Klage soll in diesem Rahmen nur verwiesen werden (§ 44 Abs. 1 FGO).
Verbunden mit einem Steuerbescheid erfolgen oft weitere Festsetzungen von Abgaben oder Ver​gütungen, die jeweils eigenständig Bestandskraft erlangen und deshalb auch eigenständig angefochten werden müssen. Hierzu gehören die Festsetzung von Verspätungszuschlägen, der Arbeitnehmer-Sparzulage etc.

Nachfolgend die Ergänzungen zur Festsetzung der Steuervorauszahlungen:

Prüfung der Festsetzung der Vorauszahlungen
Soweit im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung ein Vorauszahlungsbescheid ergangen ist, ist dieser in jedem Fall gesondert zu überprüfen.

Trotz Festsetzung der Vorauszahlungen im Rahmen des Einkommensteuerbescheids bildet dieser Teil einen für sich selbständigen Festsetzungsbescheid, der nur in einem gesondertem Rechtsbe​helfsverfahren angefochten und geändert werden kann.

Analog dem Prüfungsverfahren zum Einkommensteuerbescheid muss der Vorauszahlungsbe​scheid auf seine Zulässigkeit und Bestandskraft hin untersucht werden.

–
Prüfung der formellen Bekanntgabe:

· Stellt insoweit kein Problem dar, da dies bereits bei der Bekanntgabe des Einkommen​steu​erbescheids geprüft worden ist.

–
Materielle Prüfung:

· Überprüfung der Höhe und der Art der festgesetzten Vorauszahlungen

· Überprüfung der Angemessenheit der festgesetzten Vorauszahlungen in Bezug zur derzeiti​gen wirtschaftlichen Situation
–
Soweit es die wirtschaftliche Situation erfordert (z.B. Wegfall der Einkunftsquelle), ist form- und fristgerecht Einspruch bei der zuständigen Behörde einzulegen.
· Die Ermittlung der Rechtsbehelfsfrist erfolgt analog der Ermittlung der Frist beim Einkom​mensteuerbescheid.
· Der Einspruch ist schriftlich mit der entsprechenden Begründung einzureichen.
· Die Rechtsbehelfseinlegung ist im Postausgangsbuch zu vermerken und eine Kopie des Ein​spruchsschreibens ist in der Mandantenakte abzulegen.
Hinweis
Soweit ein Rechtsbehelf gegen den Einkommensteuerbescheid ergangen ist, ist im Rahmen der Einspruchseinlegung gegen den Vorauszahlungsbescheid auf die Mitberücksichtigung der Auswir​kungen der Rechtsbehelfsentscheidung über den Einkommensteuerbescheid auf den Vorauszah​lungsbescheid hinzuweisen.

Eine Änderung der Vorauszahlungen nach Ablauf der Rechtsbehelfsfrist ist ebenfalls möglich. Hierzu ist bei der zuständigen Behörde ein „Antrag auf Anpassung der Vorauszahlungen“ zu stellen. Der Antrag ist schriftlich mit der entsprechenden Begründung zu stellen. Siehe: „Muster​brief an FA – Antrag auf Anpassung ESt-VZ“
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